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Marienwerder, den 5. Oktober 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
Central-Bebörden. 
J) Die unter der Redaktion von W. Liebknecht 
in Leipzig erſcheinende Zeitung „der Volksſtaat““, 
„Organ der ſocial⸗demokratiſchen Arbeiterpartei 
und der internationalen Gewerks⸗Genoſſenſcharten“ 
vud deren Verbreitung wird in dem Bezirke des General⸗ 
Gouvernements der Küſtenlande für die Dauer des 
gegenwärtigen Kriegszuſtandes hiermit verboten. | 
Die Wrbertretung dieſes Verbots wird in Ge⸗ 
mäßheit des meien 0 4. Juni 1851 über den 
Belagerungszuſtand beſtraft. 
. a ae den 21. September 1370, 
Der General Gouverneur. 
(gez.) Vogel von Falckenſtein. 
2) Kundmachung des kaiſerlich öſterreichi⸗ 
ſchen Finanzminiſteriums vom 2. April 1870, 
womit ein letzter Zinſentermin für einige zur Conver⸗ 
tirung beſtimmte Gattungen der allgemeinen Staats⸗ 
ſchuld feſtgeſetzt wird. 
Kraft der mit dem Geſetze vom 24. März 1870 
(K. G. B. Nr. 37.) ertheilten Ermächtigung wird für 
nachfolgende Gattungen der Staatsſchuld als letzter 
Zinſentermin, an welchem noch auf Grund der bishe⸗ 
rigen zur Convertirung beſtimmten alten Schuldtitel 
eine Zinſenzahlung geleiſtet wird, feſtgeſetzt: ö 
1. Für das Silberanlehen vom 11. Mai 1864 der 
1. November 1870; 1 
2. für das Silberanlehen vom 23. November 1865 
der 1. Dezember 1870; 
3. für das Consertirungs⸗Anlehen vom 1. Juli 1849 
für kapitaliſirte Zinſen und Staatslotto⸗Anlehens⸗ 
Gewinnſte: 


für das Anlehen vom 30. September 1851, 
Serie B., 

für das in England negocirte Anlehen vom 
1. Juli 1852, 


für das Silberanlehen vom 1. Juli 1854 in 
Frankfurt und Amſterdam, und 
für das in England negocirte Anlehen vom 
Jahre 1859 
er 1. Jänner 1871; 

für die mit 1 Procent verzinslichen Conventions⸗ 
münze⸗Anlehens⸗Obligationen der 1. Jänner, ber 
ziehungsweiſe der 1. Februar 1871; 

„für die mit 2¼ Procent verzinslichen Conventlons⸗ 
münze⸗Anletens⸗ Obligationen der 1. November 


1870. 


1870, beziehungsweiſe der 1. Jänner, 1. Februar, 

1. März und 1. April 1871; 

„für die mit 3 Procent verzinslichen Conventions⸗ 
münze⸗Anlehens⸗ Obligationen der 1. Dezbr. 1870; 

für die mit 4 Procent verzinslichen Convention: 
münze⸗Anlehens⸗ Obligationen der 1. Dezember 
1870, Ange e der 1. Februar, 1. März 
und 1. April 1871; - 

für das 4½ procentige Anlehen vom Jahre 1849 
der 15. Oktbr., beziehungsweiſe der 15. Dezbr. 1870; 

für das Anlehen auf Grund des Geſetzes vom 
25. Auguſt 1866 der 1. November 1870. 

Die nach dieſen Terminen fällig werdenden 
Zinſen werden auf Grund der alten Schuldtitel aus 


den bezeichneten Anlehen von der Staatskaſſe nicht 


mehr realiſirt, die nach dieſen Terminen fällig werdenden 
Coupons derſelben auch nicht mehr als Zahlung für 
landesfürſtliche Steuern und Abgaben angenommen, 
und wird die weitere Verzinſung nur auf Grund der 
neuen (Convertirungs⸗) Schuldtitel geleiſtet werden. 

„Der letzte Zinſentermin für die alten Schuldtitel 
der in vorſtehender Kundmachung nicht bezeichneten 
Gattungen der Staatsſchuld wird ſpäter feſtgeſetzt werden. 

gez. Breſtel m. p. 

8) Bekanntmachung 

wegen Einlöſung der am 15. Octsber d. J. fälligen 
Schatz⸗Anweiſungen des Norddeutſchen Bundes. 

Die auf Grund der Bundesgeſetze vom 9. No⸗ 
vember 1867 und 20. Mai 1869 (B.⸗Geſ.⸗Blatt 
Seite 157. bezw. Seite 137.) ausgegebenen, am 15. 
October d. J. fälligen Bundes ⸗Schatz⸗Anwei⸗ 
ſungen vom 15. Februar d. J. werden in Berlin 
von der Staatsſchulden⸗Tilgungs kaſſe ſchon vom 12. Oc⸗ 
tober d. J. ab, und außerhalb Berlins von den Bundes⸗ 
Ober⸗Poſtkaſſen vom Fälliafeitstage, den 15. October 
d. J. ab in gewöhnlicher Weiſe eingelöſt werden. 

Wegen der bei der Emlöfung der Schaßzanwei⸗ 
ſungen zu beobachtenden Formen wird auf unſere Be⸗ 
kanntmachung vom 25. Mat d. J. (Pr. Staats⸗An⸗ 
zeiger Nr. 125.) Bezug genommen und nur noch be⸗ 
ſonders bemerkt, daß die für die Staatsſchulden⸗Til⸗ 
gungskaſſe beſtimmten Einſendungen direct an dieſe 
Ka ſſe und nicht an die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden zu richten ſind. 
Berlin, den 27. September 1870. 

Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
Löwe, Meinecke. Eck. 


Ausgegeben in Marienwerber den 6. Oktober 1870, 
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A) Nach einer Mittheilung der Königlich Würt⸗ 


tembergiſchen Poſt⸗Verwaltung wird das ſeit dem 
17. Juli c. in Württemberg eingeftellte Poſtanweiſungs⸗ 
verfahren vom 1. October c. ab wieder bergeftelll 
werben. Berlin, den 26. September 1870. 
General⸗Poſtamt. In Vertr. Wiebe. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der 
rovinzial⸗ Behörden. 


3) Auf den Bericht vom 16. Auguſt d. J. will 
Ich nach dem Antrage des 19. Provinzial⸗Landtages 
der Provinz Preußen in der beigehenden Petition vom 
4. Juli d. J. hierdurch genehmigen, daß die 88 21 
bis 23 des wiederbeigefügten Statuts der Provinzial⸗ 
Hilfskaſſe für die Provinz Preußen de conf, 27, Sep: 
t nber 1852 aufgehoben und durch folgende Be: 
ſtimmung erſetzt werden: 

„Von dem jährlichen Zinsgewinne der Hilfskaſſe 

wird ein Viertel dem Stammvermögen der 

Hilfskaſſe Behufs deſſen allmähliger Vermehrung, 

ſowie zur Deckung etwaiger Verluſte zugeſchlagen. 

Ueber die andern drei Viertel kann die 

Provinzial Vertretung zu öffentlichen Zwecken 

innerhalb der Provinz frei verfügen.“ 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Amtsblätter der 
Provinz Preußen zu veröffentlichen. 

H. Q. Bar le Duc, den 25. Auguſt 1870. 

gez. Wilhelm. 
993. Graf Eulenburg. 

An den Miniſter des Innern. 

Vorſtehende Allerhöchſte Ordre wird hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

Königsberg, den 25. September 1870. 

Der Wirkliche Geheime Rath und Ober⸗Präſident. 


6 Beſchaftigung 
von Kriegsgefangenen durch Kreisverbände, 
Gemeinden und Privatperſonen. 

Der Herr Miniſter des Innern hat uns 
1. die im Königlichen Staats⸗Miniſterium verein⸗ 
barten Grundſätze für das Verfahren bei Beſchäf⸗ 
tigung von Kriegsgefangenen außerhalb der Kriegs⸗ 
gefangenen⸗Depots durch Kreis⸗ reſp. Gemeinde⸗ 
verbände und Privatperſonen reſp. Geſellſchaften, 
2. eine Nachweiſung der Feſtungen, nach welchen die 
Kriegsgeſangenen dirigirt worden ſind und der 
Kopfzahl der in den Depots untergebrachten, bezw. 
noch unterzubringenden Gefangenen, 
mitgetheilt. 
Wir bringen dieſe Schriftſtücke nachſtehend zur 
allgemeinen Kenntniß. 

Marienwerder, den 30. September 1870. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Grundſätze 
für das Verfahren bei Beſchäftigung von Kriegsgefan⸗ 
genen außerhalb der Kriegs gefangenen⸗ 


Kreik⸗ reſp. Gemeinde⸗Verbände und Privak⸗Perſonen 


reſp. Geſellſchaften. 


8.1. Die Beſchäftigung von Kriegsgeſangenen 
außerhalb der Kriegsgefangenen⸗Depots durch Kreis⸗ 
reſp. Gemeindeverbände und Privatperſonen iſt zuläſſig: 


1. wenn Gefangene ſolche Arbeiten mit der Verpflich⸗ 
tung einer zehnſtündigen Arbeitsdauer freiwillig 
übernehmen wollen, 

2. wenn die Arbeitsgeber N 

a. auf ihre Koſten die Gefangenen, mit dem erſten 
8 Arbeitstage beginnend, nach Vorſchrift des 
$ 10, dieſer Grundſätze verpflegen und für 
A angemeſſene Unterbringung Sorge tragen, 

a 


u 
„jedem Gefangenen incl. den die Aufſicht füb⸗ 
renden Chargirten, eine nach Maßgabe der 
Arbeitszeit, Oertlichkeit ꝛe. von der Bezirks⸗ 
Regierung zu normirende Zulage bis zu vier 
Silbergroſchen pro Arbeitstag gewähren, aus 
welcher auch die Inſtandhaltung der Beklei⸗ 
dung zu bewirken iſt, und 
3. inſofern eine angemeſſene, wenn auch nur be⸗ 
ſchränkte Controle und Beauſſichtigung der Kriegs⸗ 
gefangenen durch Mitwirkung der Landrathsämter 
reſp. durch die Militär⸗Behörden ermöglicht wer⸗ 
den kann. 

3 2. Anzunehmen iſt, daß der Kriegsgefangene 
für ſeinen Unterhalt ſünf Stunden täglich zu arbeiten 
hat, und daß die im § 1. Nr. 2. b. gedachte Geld⸗ 
zulage bei Tagelohnarbeiten für die längere Dauer 
der Arbeit gewährt wird. 

Accordarbeiten find, wenn irgend möglich, anzu⸗ 
wenden; die ortsüblichen Sätze find dabei zu Grunde 
zu legen, und ſechs Silbergroſchen täglich von dem 
Verdienſte auf den Unterhalt jedes Geſan zenen abzu⸗ 
rechnen. Der Mehrbetrag des Verdienſles tritt als⸗ 
dann an die Stelle der im § 1. Nr. 2. b. erwähnten 
Geldzulage. c 

$ 3. Die Anträge um Geſtellurg von Kriegs⸗ 
gefangenen zu den qu. Arbeiten haben die Arbeitsgeber 
an den betreffenden Landrath zu richten. 

Handelt es ſich um einen Transport der Kriegs⸗ 
gefangenen auf weitere Entfernungen, fo hat der 
Arbeitsgeber in ſeinem Antrage gleichzeitig die Dauer 
der Beſchäftigung anzugeben und ſich zu deren Inne⸗ 
haltung zu verpflichten. 


Der Landrath prüft zunächſt die Angemeſſenheit 
bieſer Dauer im Vergleich zu den Transportkoſten und 
wendet ſich, wenn er den Antrag berückſichtigungswerth 
findet, an das zuſtändige ſtellvertretende Generals 
Commando, ſofern dieſes nicht bereits die Verwaltun⸗ 
gen der Kriegsgefangenen⸗Depots ſeines Bezirks, Behufs 
un Communication mit den Landrätyen, bezeich⸗ 
net hat. { 

In zweifelhaften Fällen holt das ſtellvertretende 
General- Commando die Entſcheidung des Allgemeinen 


Depots durch Kriegs Departements auf dem kürzeſten Wege ein. 


8. 4. Die Beſcheidung der Antragſteller erfolgt 


von dem Landrathe, die Anweiſung der Gouvernements 


und Commandamuren zur Geſtellurg von Kriegsgefan⸗ 
genen geht von dem ftellvertreter den General⸗Com⸗ 
mando aus. 

§ 5. Die Gouvernements und Commandanturen 
haben nach erfolgter Anweiſung zur Geſtellung von 
Kriegsgefangenen ungeſäumt die erforderliche Zahl 
qual ficirler Mannſchaften mit guter Führung aus: 
zuwählen und deren Transport, wenn ſie mit einer 
ſolchen Beſchäftigungsweiſe einverſtanden find — 8 1 
bis zu der vom ſtellvertretenden Generalkommando 
feitgefegten Abgabeſtelle zu bewirken und demnächſt an 
das Allgemeine Kriegs: Departement zu melden, an 
wen, u ohin und in welcher Zahl Kriegsgefangene zu 
Feld- ꝛc. Arbeiten abgegeben worden find. 


$ 6. Für den Transport der Kriegsgefangenen 
auf Eiſenbahnen find die Beftimmungen des Reglements 
für die Beförderung von Truppen ꝛc. auf den Staats⸗ 
Eiſenbahnen ꝛc. im Intereſſe der Sache möglichſt zur 
Anwendung zu bringen. | 

$ 7. Alle Ausgaben, welche durch den Transport 
der Kriegsgefangenen zur Abgabeſtelle x. entſtehen, find 
aus dem eifernen Beſtande des Dotirungsfonds vor: 
ſchußweiſe zu beſtreiten und von den Gouvernements 
reſp. Kommandanturen bei den Provinzial⸗Intendan⸗ 
turen als Kriegskoſten zur Liquidation zu btingen. 


§ 8. Die Verpflegung der Begleitmannſchaften 
während des Transports erfolgt in gewöhnlicher Weiſe 
auf Koſten der Staatskaſſe. — 

$ 9. Die Arbeitszeit der Kriegsgefangenen au 
Ort und Stelle iſt die daſelbſt übliche. 

§ 10. Vom Tage des Arbeitsbeginns bis zum 
Tage des Rücktransports erhalten die Kriegsgefangenen 
aus Königlichen Kaſſen keinerlei Competenzen, ſondern 
es wird von den Arheitsgebern neben der in den 
58 und 2 bezeichneten Geldzahlung die für Tage⸗ 
löhner übliche Koſt gewährt. Letztere mug zur voll⸗ 
ſtändigen Sättigung au reichend ſein. 

$ 11. Ueber die Zahlungen — 88 1 und 2 — 
führt da, wo mehrere Kriegsg⸗fangene bei ein und 
demſelden Arbeitsgeber beſchäftigt worden, ein Char⸗ 
girter, welcher dem erſteren von dem Gouvernement 
oder der Commandantur bei Ucberweiſung der Kri⸗gs. 
gefangenen als Rechnungsführer bezeichnet wird, auf 
die einfachſte Weiſe Buch und Rechnung. 

Alſwöchenklich ſchließt der Rechnungsſührer Buch 
und Rechnung unter Zuziehung von zwei Veputirten 
ab, welche die Kriegsgefangenen vor dim Transport 
zu dieſem Vehufe aus ihrer Mitte gewählt haben, und 
es reicht derſelbe alle 4 Wochen dem Gouvernement 
Der der Commandantur einen mit dem legi des 
Arbeitsgebers verſehenen Vuchabſchluß per Convert 


© 
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ein. Mehr als ½ der Zulage darf den Gefangenen 
an Ort und Stelle nicht in die Hand gegeben werden, 
was Seitens des Arbeitsgebers nur durch Vermitte⸗ 
lung des Rechnungsführers geſchehen darf. Letzterer 
berichtigt auch die Koſten der Inſtandhaltung ‚ber 
Bekleidungsſtücke, wozu der Arbeitgeber die Geldmittel 
eventl. vorſchußweiſe hergiebt, und notirt den veraus⸗ 
gabten Betrag im Conto des Betreffenden. 

Hinſichtlich eventl. Abführung des Beſtandes von 
% der Zulage an die Feſtungs⸗Dotirungs⸗Kaſſe ordnet 
das Gouvernement oder die Commandantur auf Grund 
der Awöchentlichen Buchabſchlüſſe das Erforderliche an. 
Der diesfälligen Anordnung hat der Arbeitgeber Folge 
zu leiſten; Recurs findet nur an das Allgemeine Kriegs⸗ 
Departement ſtatt. Das letzte Drittel der erarbeiteten 
Zulage wird den betheiligten Kriegsgefangenen ſeiner 
Zeit durch das Gouvernement oder die Kommandantur 
baar ausgezahlt. l 

$ 12. Treten ernſtliche Erkrankungs⸗ oder Todes⸗ 
fälle ein, oder fallen Exceſſe ꝛc. vor, fo hat der Arbeits⸗ 
geber ungeſäumt an das betreffende Gouvernement 
oder an die Commandantur darüber zu berichten, von 
wo das Betreffende ſofort anzuordnen und dem All⸗ 
gemeinen Kriegs⸗ Departement directe Meldung zu 
machen iſt. 

Einen gleichen Bericht dem Laudrath einzureichen, 
iſt dem Arbeitsgeber unbenommen. 

g 13. Der Zurücktransport einzelner oder aller 
Gefangenen, wenn ſie zu den bezüglichen Arbeiten nicht 
mehr nöthig ſind, erfolgt darch Vermittelung des Kreis⸗ 
Landraths, ſobald der Arbeitsgeber den Rücktransport 
verlangt. Der Tag, an welchem der Rücktransport 
erfolgen ſol, iſt in der Regel mindeſtens drei Tage 
vorher — cr. §. 3. Alinca 2 — vom Arbeitsgeber 
dem Kreislandrath anzuzeigen. 

§ 14. Die Disciplin über die Kriegsgefangenen 
handhabt die Ortspolizei⸗B hörde, wenn nicht beſon⸗ 
dere Compagnie⸗ oder D lachemente führer größeren 
Abtheilungen beigegeben ſind. 

$ 15. Die Gouvernements und Commandanturen 
eutſenden die Commandos zum Rücktransport, wobei die 
Veſtimmungen der 88. 6 et seg, gelten, nach der vom 
ſtellvertretenden Gencral⸗Commando beſtimmten Ab⸗ 
gabeſtelle ond „milden demnächſt die Ruckkehr der Go⸗ 
fangenen in gleicher Weiſe an das Allgemeine Kriegs⸗ 
Departement, wie im 8. 5. für die Geſtellung der 
Kriegsgefangenen vorgeſchrieben worden iſt. 
Berlin, den 16. September 1870. 

Kriegs⸗Minſſlerium. 
In Vertretung, 
J. Klotz. 
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8 Untergebracht ſind ur 
. unterzu⸗ 
F ec ene sehen 2 1 dae Summa. 
2 * ägern [Summa beabſich⸗ 
8 Depot zu 1 tigt 
& Mann: Mann:] Mann: | Mann: | 
11 Königsberg 1,210 1,210 1,210 
20 Graudenz 330 330 330 
3j Thorn 1,300 1,300 1,390 
41 Danzig 1,030 1,030 1,030 
5 [Stettin 1,950 1,950 10,000 11,950 
60Cüſtrin 890 890 890 1 
7 Spandau 310 2,000 2,310 1.000 3,310 
S iagdeburg 1,170 6,000 7.170 4,000 11.170 
Erfurt 250 | 3,000 3,250 3,550 6,800 
10 Wittenberg 4,730 4 730 4,730 
110 Torgau 4,000 4,000 4,000 
120Glogau 6,150 6,150 1,850 | 8,000 
130 Poſen 5,000 5,0% 800 5,800 
14Coſel 1,000 1,000 | 1,000 |. 2 000 
15Neiſſe 240 5,000 5,240] 360 5,600 
160 Glatz 500 500 500 
17| Coblenz 2,000 2,000 9,400 1,400 
180 Cöln 4,500 4.500 5.500 | 10,000 
19) Mainz 1,500 1,500 | 8,500 } 10,000 
20) Minden 3,000 | 3,000 | 2,000 5,000 
211 Wefel l 3.000 | 3,000. | 2,000 | 5,000 | Offiztere find 388 internirt. 
Summa 10,780 |49,880 160,060 49,960 110,020 
me. der 
von 
Re milly 
angemel⸗ 
deten 
f e Verlin, den 6. September 1870. 
ann, 


7) Der Tarpreis eines Blutegels iſt für die 
Zeit vom 1. October d. J. bis ultimo März a. f. auf 
1 fgr. 6 pf. feſtgeſetzt. 
Marienwerder, den 27. September 1870. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


J Den, en2s Sotenke I. 
machung vom 15. d. M. bringen wir hiermit zur Der Ober- Regierungs Math n 
öffentlichen Kenniniß, daß die Einfuhr von Schweinen bn eee 8 g 
aus Polen mit der Oſtbahn fortan keiner Beſchränkung Erledigte Schnlſtellen. 
bt chen hp in anderen als Etagewagen ‚ar 10) Dir fünfte Tale V bet ban t gi 
Bromberg, den 26. September 1870. janke, mit welcher ein jährliches Ge lr. 
6 Pi Ee der d verbunden, iſt vacant. Lehrer evangeliſcher Confeſnon, 
önigliche Direktion der Oflbahn. welche ſich um dieſe Stelle bewerben wollen, haben 
9) Unter Baugnahme auf § 12 des Vereins: ſich unter Einſendung ihrer Zeugniſſe bei dem Magiſtrate 
zollgeſezes vom 1. Juli 1869 wird zur öffentlichen in Kroſanke zu melden. 
Kenniniß gebracht, daß zu dem mit dem 1. k. M. in Die Stelle des Organiſten und Lehrers in Plauth 
Kraft tretenden Veremszolltarife das amtliche Waaren⸗ bei Freiſtadt iſt ſofort zu beſetzen. Meldungen bei dem 
verzeichniß erſchienen und nicht nur bei den Zollerhe⸗ Dominium. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nro. 40.) 


Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck der Kanter'ſchen Hofbuchdruckerelsn. 


bungsſtellen einzuſehen iſt, ſondern auch im Wege des 
Buchhandels von der Decker'ſchen Gehelmen Oberhof⸗ 
buchdruckerel zu Berlin und zwar mit dem Ta: 
rife zu dem Preiſe von 20 Sgr. für jedes Exemplar 
bezogen werden kann. 


